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Vorbemerkung 
Der Risolva Infobrief wurde mit großer Sorgfalt erstellt. Dennoch übernimmt die Risolva GmbH keine Haftung für die Richtig-
keit der Angaben, Hinweise, Ratschläge. Aus etwaigen Folgen können deswegen keine Ansprüche gegenüber der Risolva gel-
tend gemacht werden. Die Verwendung des Risolva Infobriefs entbindet in keinem Fall von der Verpflichtung, sich selbst um-
fassend über die geltenden Rechtsvorschriften zu informieren und diese vollumfänglich umzusetzen. 
 
 

 

Teil 1 - In aller Kürze 

  Sofern nichts anderes vermerkt ist, ändern Sie bitte bei den nachfolgenden Rechtsvorschriften nur das Datum in Ihrem 
Rechtsverzeichnis. 
 
 

 
EU 

EU 

  Änderung: Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 »CLP-Verord-
nung« 
vom 29.10.2019, veröffentlicht am 10.1.2020 

Die Änderung erfolgte mit der Verordnung (EU) 2020/11 
und betrifft Artikel 25 und 29 hinsichtlich der Erstellung ei-
nes eindeutigen Rezepturidentifikator gemäß Anhang VIII 
durch einen Mitteilungspflichtigen. 
 
Anhang VIII wurde ebenfalls geändert. Die Änderungen gel-
ten ab dem 1.1.2020. 
 
 

 
Bund 

Emissionen / Immissionen 

  Neu: BEHG »Brennstoffemissionshandelsgesetz« 
vom 12.12.2019 
 

Das Gesetz formuliert Anforderungen für die, die Brenn-
stoffe in Verkehr bringen. Falls dies für Sie nicht zutreffend 
ist, müssen Sie das Gesetz nicht in Ihr Rechtsverzeichnis 
übernehmen. Falls Sie es doch führen wollen, stufen Sie es 
eben entsprechend als nicht zutreffend ein. 
 

  Änderung: 10. BImSchV »Verordnung über die Beschaf-
fenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraftstof-
fen« 
vom 12.12.2019 

Die Änderungen sind umfangreich. Beachten Sie die Ände-
rungen, wenn die davon betroffen sind. 
 
 
 

  Änderung: 30. BImSchV »Verordnung über Anlagen zur 
biologischen Behandlung von Abfällen« 
vom 13.12.2019 

Da keiner unserer Kunden von der Verordnung betroffen ist, 
gehen wir hier inhaltlich nicht auf die Änderungen ein. 
 
 

Energie 

  Änderung: GasNEV »Gasnetzentgeltverordnung« 
vom 23.12.2019 

Die Änderungen betreffen im wesentlichen Netzbetreiber. 
 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/08_09/08_1272gs.htm
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020R0011&rid=1
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/behg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/10bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/vo/30bv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/gasnev_gs.htm
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  Änderung: StromNEV »Stromnetzentgeltverordnung« 
vom 23.12.2019 

Die Änderungen betreffen Netzbetreiber. 
 
 

Gefahrgut 

  Änderung: ADN »Anlage zum Europäischen 
Übereinkommen über die internationale Beförderung von 
gefährlichen Gütern auf Binnenwasserstraßen« 
vom 5.11.2019 
 

Hier noch der Nachtrag einer Änderung vom November 
2019. Sie betrifft die Berichtigung der deutschen Überset-
zung zur Änderungsanweisung zu Unterabschnitt 1.2.1, Res-
tebehälter. 

  Änderung: GGBefG »Gefahrgutbeförderungsgesetz« 
vom 12.12.2019 

Die Änderungen betreffen die Sicherheit der nuklearen Ent-
sorgung. 
 
 

  Änderung: GGVSEB »Gefahrgutverordnung Straße, 
Eisenbahn und Binnenschifffahrt« 
vom 12.12.2019 
 

 

  Änderung: GGVSee »Gefahrgutverordnung See« 
vom 12.12.2019 
 

 

Gefahrstoffe 

  Neufassung: TRGS 500 »Schutzmaßnahmen« 
vom 10.10.2019, veröffentlicht am 13.12.2019 

Den - im Vergleich zur Vorgängerversion - anders formulier-
ten Anwendungsbereich finden Sie im Teil 2 des Infobriefs. 
Im Übrigen enthält die TRGS keine Betreiberpflichten. Sie 
gibt den Stand der Technik für konkrete Schutzmaßnah-
men wieder, die Sie auf Basis Ihrer Gefährdungsbeurteilun-
gen festlegen müssen. 
 
Die TRGS 500 wurde dazu grundlegend überarbeitet und an 
die Paragrafen-Folge der GefStoffV angepasst. Relevant ist 
u.a. 

 Beschreibung des »STOP-Prinzips« (Stichwort: Rang-
folge der Schutzmaßnahmen), 

 Übernahme der allgemein gültigen Schutzmaßnamen 
für Staub aus der TRGS 504 (siehe dazu die Aufhebung 
der TRGS, wie unten beschrieben), 

 Anpassung der Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten mit 
CMR-Stoffen, 

 Aufnahme von Brand- und Explosionsschutzmaßnah-
men, 

 Aufnahme von Schutzmaßnahmen zu sonstigen durch 
Gefahrstoffe bedingte Gefährdungen (z.B. kalt, heiß, 
erstickend), 

 Einführung eines neuen Abschnitts »Maßnahmen bei 
Betriebsstörungen, Unfällen und Notfällen«. 

 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/stromnev_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/adn/adn_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/ggu_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/ggvseb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/gefahr.gut/see_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trgs/trgs500/500_ges.htm
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  Insofern sollten Sie Ihre Gefährdungsbeurteilungen mit 
der Neufassung der TRGS 500 abgleichen und prüfen, ob im 
einen oder anderen Fall aufgrund der neueren Erkenntnisse 
und neu aufgenommenen Themen die Schutzmaßnahmen 
(und damit die Gefährdungsbeurteilung) angepasst werden 
müssen. Die TRGS eignet sich dafür sehr gut, denn sie kann 
für jedes für Sie relevante Kapitel sehr einfach als Checkliste 
verwendet werden. 
 

  Aufgehoben: TRGS 504 »Tätigkeiten mit Exposition 
gegenüber A- und E-Staub« 
vom 10.10.2019, veröffentlicht am 13.12.2019 
 

  Löschen Sie die Rechtsvorschrift aus Ihrem Rechtsver-
zeichnis. 

Sicherheit 

  Änderung: JArbSchG »Jugendarbeitsschutzgesetz« 
vom 12.12.2019 

Die Änderungen betreffend arbeitsrechtliche Regelungen 
an den Paragrafen 9, 10 und 58. 
 

  Änderung: MuSchG »Mutterschutzgesetz« 
vom 12.12.2019 
 

 

  Änderung: SGB VII »Sozialgesetzbuch VII« 
vom 12.12.2019 
 

Die Änderungen betreffen das Krankengeld der Sozialen 
Entschädigung. 

  Änderung: StrlSchG »Strahlenschutzgesetz« 
vom 12.12.2019 
 

Die Änderung betrifft die Sicherheit der nuklearen Entsor-
gung. 
 

Umwelt allgemein 

  Änderung: UAG »Umweltauditgesetz« 
vom 12.12.2019 

Die Änderung betrifft Anforderungen an Umweltauditoren. 
 
 

  Änderung: UVPG »Umweltverträglichkeitsgesetz« 
vom 12.12.2019 

Neu: Bezugnahme auf Klimaschutzprogramme nach § 9 des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes. 
 

Wasser / Abwasser 

  Änderung: TrinkwV »Trinkwasserverordnung« 
vom 20.12.2019 
 

In § 17 Abs. 7 war geregelt, dass ins Trinkwasser einge-
brachte Stoffe oder Gegenstände, die bestimmungsgemäß 
nicht der Trinkwasserversorgung dienen, bis zum 9. Januar 
2020 aus dem Roh- oder Trinkwasser entfernt werden müs-
sen. Die Frist wurde bis zum 9.1.2025 verlängert. 
 

Sonstiges 

  Änderung: AtG »Atomgesetz« 
vom 12.12.2019 
 

Anpassungen hinsichtlich des neuen § 21c »Öffentlichrecht-
licher Vertrag« 

  Änderung: BGB »Bürgerliches Gesetzbuch« 
vom 21.12.2019 
 

 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbeitsrecht/jus_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbeitsrecht/muschg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbeitsrecht/7sgb_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/strahlen/strlschg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/oekoaudt/uag_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/umwelt/uvp/uvp_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/tvo/tkv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/atg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/bgb/b1_ges.htm
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  Änderung: HGB »Handelsgesetzbuch« 
vom 12.12.2019 
 

 
 

  Änderung: OWiG »Gesetz über Ordnungswidrigkeiten« 
vom 10.12.2019 
 

 

  Änderung: StPO »Strafprozessordnung« 
vom 12.12.2019 
 
 
 

 

Ländervorschriften 

 
Bayern (Bay) 

  Änderung: BayAbfG »Bayerisches Abfallgesetz« 
vom 10.12.2019, veröffentlicht am 17.12.2019 
 

Redaktionelle Anpassungen aufgrund der Neufassung des 
Bayerischen Immissionsschutzgesetzes. 
 

  Neufassung: BayImSchG »Bayerisches Immissionsschutz-
gesetz« 
vom 10.12.2019, veröffentlicht am 17.12.2019 
 

Auch die Neufassung des Gesetzes regelt Pflichten/Aufga-
ben der Behörden sowie Regelungen zum Verhalten von 
Privatpersonen. 
 

  Änderung: BayNatSchG »Bayerisches Naturschutzge-
setz« 
vom 10.12.2019, veröffentlicht am 17.12.2019 
 

Redaktionelle Anpassungen aufgrund der Neufassung des 
Bayerischen Immissionsschutzgesetzes. 

  Änderung: BayWG »Bayerisches Wassergesetz« 
vom 23.12.2019 
 
 
 

 

 
Hamburg (Hmb) 

  Änderung: HmbUIG »Hamburger Umweltinformations-
gesetz« 
vom 19.12.2019 
 
 
 

 

 
Niedersachsen (Nds) 

  Neufassung: NUVPG »Niedersächsisches Umweltverträg-
lichkeitsgesetz« 
vom 18.12.2019 

Wie die Vorgängerversion enthält das Gesetz ergänzende 
Vorhaben, für die über das UVPG hinaus UVP durchzufüh-
ren sind. Das Gesetz enthält keine über das UVPG hinaus 
gehenden Regelungen. 
 
 
 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/wirtschaft/hgb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/owig_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stpo_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/laender/bay/abfg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/laender/by/lim_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/natursch/laender/by/lg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/laender/bay/lwg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/laender/hh/uig.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/laender/nds/uvpg_ges.htm
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Rheinland-Pfalz (RhPf) 

  Änderung: LWG RhPf »Landeswassergesetz Rheinland-
Pfalz« 
vom 26.11.2019 
 
 
 

 

 
Sachsen (Sachs) 

  Änderung: SächsFeuVO »Sächsische Feuerungsverord-

nung« 
vom 4.12.2019, veröffentlicht am 10.1.2020 
 

Beachten Sie die Änderungen an den nachfolgenden 
Rechtsvorschriften, die sich auf materielle Anforderungen 
beziehen. 

  Änderung: VStättVO »Versammlungsstättenverordnung 
Sachsen« 
vom 4.12.2019, veröffentlicht am 10.1.2020 
 

 

  Änderung: SächsUVPG »Sächsisches Umweltverträglich-

keitsgesetz« 
vom 20.8.2019, veröffentlicht am 12.12.2019 
 
 
 

 

 
Sachsen-Anhalt (LSA) 

  Änderung: BodSchAG LSA »Bodenschutzgesetz 
Sachsen-Anhalt« 
vom 5.12.2019, veröffentlicht am 13.12.2019 
 

Es wurden die Bezüge zum UVPG angepasst. 

  Änderung: UVPG LSA »Umweltverträglichkeitsgesetz 
Sachsen-Anhalt« 
vom 5.12.2019, veröffentlicht am 13.12.2019 

Es wurden die Bezüge zum UVPG angepasst und der § 4 
»Zentrales Internetportal für Verfahren mit Umweltverträg-
lichkeitsprüfung« neu eingefügt. 
 
 
 

 

  

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/laender/rp/lwg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/sa/feu_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/sa/vstaettvo_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/laender/sa/uvpg_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/boden/laender/lsa/bschg_gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/laender/lsa/uvpg_gs.htm
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Teil 2 - Aktuelles für den Betreiber 

 
Bund 

  Neufassung: TRGS 500 »Schutzmaßnahmen«, vom 10.10.2019, veröffentlicht am 13.12.2019 

1 Anwendungsbereich 
(1) Die TRGS 500 [...] konkretisiert die [GefStoffV], indem sie 
Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten mit Gefahrstoffen beschreibt. Diese 
Maßnahmen sollen einen Schutz der Beschäftigten vor inhalativen, oralen, 
dermalen und physikalisch-chemischen Gefahren sicherstellen. 
 
(2) Die in dieser TRGS beschriebenen Maßnahmen sind entsprechend der 
jeweiligen betrieblichen Situation im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
festzulegen und stoff-, arbeitsplatz- und tätigkeitsbezogen anzupassen. 
 
(3) Die Schutzmaßnahmen sind in Verbindung mit [anderen TRGS] zu 
ermitteln, umzusetzen und zu dokumentieren. 
 
(4) Diese TRGS beschreibt die Anwendung und Umsetzung des sog. »STOP-
Prinzips«. [...] 
 
(6) Diese TRGS beschreibt grundlegend das Vorgehen zu Auswahl und 
Umsetzung von Schutzmaßnahmen und wird ggfs. von stoff- oder 
tätigkeitsspezifischen TRGS ergänzt. 
 
 
 
 

Ländervorschriften 

Teil 3 - Zusatzinformationen 

Ausblick 

 Referentenentwurf zur Verordnung zur Änderung der Abfallverzeichnis-Verordnung 

Das Bundesumweltministerium (BMU) hat einen Verord-
nungsentwurf zur Änderung der Abfallverzeichnis-Verord-
nung (und der Deponieverordnung) in die Verbändeanhö-
rung gesandt. Der Änderungs- und Anpassungsbedarf 
dient der 1:1-Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben 
der geänderten EU-Abfallrahmenrichtlinie und der Depo-
nierichtlinie.  
 
» Verordnungsentwurf zur Änderung der Abfallverzeich-
nis-Verordnung und der Deponieverordnung 
» Nicht-amtliche Lesefassung der AVV 

Die Anpassung Abfallverzeichnis- Verordnung (AVV): 

 § 3 Abs. 3  
Mit der neuen Regelung soll Art. 7 Abs. 2 und 3 der 
Abfallrahmenrichtlinie (AbfRRL) umgesetzt werden. 
Danach haben die Mitgliedsstaaten alle erforderli-
chen Informationen über die Einstufung eines nicht 
gefährlichen Abfalls zu einem gefährlichen Abfall o-
der eines gefährlichen Abfalls zu einem nicht gefähr-
lichen Abfall an die Kommission zu übermitteln. Zu 
diesen Informationen gehören die gefährlichen 

  Übernehmen Sie den nebenste-
henden Anwendungsbereich in Ihr 
Rechtsverzeichnis. 
 
Bitte beachten Sie, dass die TRGS 
keine Betreiberpflichten enthält. Sie 
gibt den Stand der Technik für kon-
krete Schutzmaßnahmen wieder, die 
Sie auf Basis Ihrer Gefährdungsbeur-
teilungen festlegen müssen. Siehe 
auch Anmerkungen im Teil 1 des In-
fobriefs. 
 

  Insofern sollten Sie Ihre Gefähr-
dungsbeurteilungen mit der Neufas-
sung der TRGS 500 abgleichen und 
prüfen, ob im einen oder anderen Fall 
aufgrund der neueren Erkenntnisse 
die Schutzmaßnahmen (und damit 
die Gefährdungsbeurteilung) ange-
passt werden müssen. 

 

http://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trgs/trgs500/500_ges.htm
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/avv-und-depv-aenderung-entwurf-2019-11.pdf
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/avv-aenderung-lesefassung-entwurf-2019-11-05.pdf
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Stoffe selbst sowie deren Gehalte in den betreffen-
den Abfällen und die daraus resultierenden gefährli-
chen Eigenschaften gem. Anhang III AbfRRL, die den 
Abfällen zugeordnet werden.  

 

 Anlage zu § 2 Abs. 1  
Nach Nr. 2.1 der Anlage gelten bei der Bewertung der 
gefahrenrelevanten Eigenschaften HP 4, HP 6 und HP 8 
die Berücksichtigungsgrenzwerte für einzelne Stoffe ge-
mäß Anhang III AbfRRL. Dies wird nun um Abfälle nach 
der gefährlichen Eigenschaft HP 14 (ökotoxisch) er-
gänzt. Zur Bewertung sind die Berücksichtigungsgrenz-
werte bei der Beurteilung der Gewässergefährdung 
durch Abfälle zu beachten. 

 
 

 Zur geplanten Änderung der AwSV 

Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (AwSV) von 2017 soll erstmals geän-
dert werden (Referentenentwurf AwSV/Lesefassung der 
Änderung) 
 
Anlass dafür ist vor allem das Thema Löschwasserrück-
haltung bei Brandereignissen, das aktuell in § 20 der Ver-
ordnung nur sehr pauschal reglementiert wird. Dadurch 
sind derzeit sehr viele Anlagen dieser Forderung unterwor-
fen. Geplant ist, die Liste der ausgenommenen Anlagen 
bzw. Konstellationen zu erweitern.  
 
Wichtig ist die vorgesehene neue Ausnahmeregelung für 
Anlagen mit max. 5 Tonnen Inhalt an wassergefährden-
den Stoffen (egal welcher Wassergefährdungsklasse).  
 
Außerdem wird der Verordnung ein zusätzlicher Anhang 
(Anlage 2a) angefügt, der für immer noch betroffene Anla-
gentypen und -größen Detail-Regelungen zur Löschwas-
serrückhaltung trifft. Dabei wird der vermutete Löschwas-
seranfall abgeschätzt und es werden technische Randbe-
dingungen formuliert. 
 
 

 
 
 
 
 
Des Weiteren enthält der AwSV-Änderungsentwurf eher 
unbedeutende Anpassungen an aktuelle Rechtsänderungen 
sowie eine Reihe von eher hilfreichen, im Einzelfall sogar er-
leichternden Klarstellungen und Präzisierungen. Diese be-
treffen u. a. die Ermittlung von Wassergefährdungsklassen, 
die Prüfung von Anlagen, den Betrieb von (definierten) Um-
schlaganlagen und Details zur Anzeigepflicht und zur gefor-
derten Anlagendokumentation. Hier wird nun auch die Lage 
in Überschwemmungs- oder Wasserschutzgebieten abge-
fragt sowie – neu im Vergleich zum Vorentwurf vom Som-
mer 2019 – eine mögliche Lage in erdbebengefährdeten Ge-
bieten. Quelle: Umweltschutznachrichten 12/2019 IHK Reut-
lingen 
 
» Stellungnahme des DIHK zur geplanten Änderung der 
AwSV 

 Revision der Trinkwasserrichtlinie: Abschluss des Trilogs 

Am 18. Dezember 2019 haben die EU-Kommission, das 
EU-Parlament und der Rat eine vorläufige Einigung bezüg-
lich der Überarbeitung der EU-Trinkwasserrichtlinie 
(98/83/EG) erzielt. Im Zuge der Überarbeitung kommt es 

Mit einer Veröffentlichung der überarbeiteten Richtlinie im 
Amtsblatt der EU kann nach formeller Zustimmung durch 
das EU-Parlament und den Rat im Frühjahr 2020 gerechnet 
werden. Im Anschluss müssen die EU-Mitgliedstaaten die 
Richtlinie in nationales Recht übertragen. Quelle: DIHK 

http://www.risolva.de/
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/19._Lp/awsv_novelle/Entwurf/awsv_novelle_refe.pdf
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/awsv-lesefassung-2010-11.pdf
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/awsv-lesefassung-2010-11.pdf
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/awsv-aenderung-dihk-stellungnahme-2020-01-16.pdf
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/awsv-aenderung-dihk-stellungnahme-2020-01-16.pdf
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demnach unter anderem zu neuen Trinkwasser-Grenzwer-
ten für Mikroplastik, Blei und endokrine Disruptoren (etwa 
Bisphenol A). Durch die Aufstellung von Trinkwasserbrun-
nen an öffentlichen Stellen soll eine Verbesserung des 
Trinkwasserzugangs erreicht werden.  
 
 

Mehr Informationen bekommen Sie in der Mitteilung der 
EU. 

Hintergrundinformationen 

 Übersicht über die Betriebsbeauftragten 

Die IHK Hochrhein-Bodensee veröffentlich auf ihrer 
Homepage seit einigen Jahren eine Übersicht zu Betriebs-
beauftragten im Unternehmen. Der Leitfaden informiert 
in übersichtlicher und gestraffter Form über Betriebsbe-
auftragte. Es wird auf die jeweiligen Rechtsgrundlagen, 
die Bestellung der Beauftragten, ihre Aufgaben, Rechte 
und Pflichten, die geforderten Qualifikationen sowie die 
jeweils zuständigen Behörden hingewiesen. Generell gel-
ten jedoch immer die entsprechenden Rechtsvorschriften. 

Eine Aktualisierung ist normalerweise einmal im Jahr ge-
plant. Dazu ist noch ein Muster für ein Bestellungsschreiben 
für Beauftragte hinterlegt. Dabei ist jedoch zu beachten, 
dass nicht jeder Beauftragte pauschal damit beauftragt 
werden kann. Hier sind im Einzelfall die aktuellen Regelun-
gen der jeweiligen Funktionen zu beachten und die zu be-
auftragten Bereiche zu berücksichtigen. Quelle: DIHK und 
IHK Hochrhein-Bodensee 
 
 
 

 BMU-Unterlagen für ein Planspiel TA Abstand 

Ein vom BMU beauftragtes Beratungsunternehmen hat Einla-
dungen sowie vorbereitende Unterlagen zu einem Planspiel 
TA Abstand versandt. Eine Auftaktveranstaltung soll am 18.2. 
in Bonn stattfinden. Als Unterlagen wurden Handlungsemp-
fehlungen sowie Erläuterungen beigefügt, die Aufschluss über 
die Annahmen im Planspiel geben sollen. Bis zum 7.2. können 
wir [DIHK] Anmerkungen dazu einreichen.  
 
Ursprünglich sollte ein Bund/Länder-Arbeitskreis TA Abstand 
unter Federführung des BMU bis Ende 2019 eine Technische 
Anleitung zur Konkretisierung der Bestimmungen zum ange-
messenen Sicherheitsabstand (TA Abstand) nach § 3 Abs. 5c 
Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) erarbeiten. Viele 
offene Rechtsfragen führen derzeit zu großen Unsicherheiten 
sowohl bei immissionsschutz- als auch baurechtlichen Geneh-
migungsverfahren von Störfallbetrieben oder von Bauvorha-
ben im Umkreis dieser.  
 
Die Arbeiten der Arbeitsgemeinschaft führten bisher nicht 
zum Erfolg. Um die Auswirkungen der vom BMU geplanten 
Regelungen auf Störfallbetriebe aufzeigen zu können, soll 
deshalb im ersten Quartal 2020 ein Planspiel durchgeführt 
werden. Daran sollen Verwaltungen, Unternehmen sowie Ver-
bände beteiligt werden.  
 

Am 18. Februar 2020 wird eine Auftaktveranstaltung statt-
finden. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt, interessierte IHKs 
sind jedoch herzlich eingeladen. Wenn Sie Interesse haben, 
uns in Berlin zu begleiten, kommen Sie bitte gerne auf uns 
zu. Weitere Planspieltage sind der 30. März und 27. April 
2020 (dann in Bonn). Im März soll ein kleiner Kreis an Prakti-
kern offen Fragen besprechen.  
 
Die Handlungsempfehlungen und die Erläuterungen wider-
sprechen in einigen Punkten den Forderungen, die wir 
[DIHK] vor zwei Jahren zu den Eckpunkten der TA Abstand 
formuliert hatten. Wir werden im Januar die wichtigsten 
Punkte daraus zusammenstellen und als Hinweise an BMU 
und Beratungsunternehmen formulieren. Den Entwurf wer-
den wir zuvor in einem gesonderten Rundschreiben noch 
einmal […] abstimmen.  
 
Die Unterlagen sind weder offiziell vom BMU noch öffent-
lich versandt worden. Quelle: DIHK 
 
» TA Abstand - Handlungsempfehlungen 
» TA Abstand - Erläuterungen zu Handlungsempfehlungen 
» TA Abstand - Definition Schutzobjekte 

http://www.risolva.de/
https://ec.europa.eu/germany/news/20191219-trinkwasser_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20191219-trinkwasser_de
https://www.konstanz.ihk.de/innovation/umweltberatung/umw-umweltthemen/arbeitsschutz-und-arbeitssicherheit/betriebsbeauftragten-broschuere-1674712
https://www.konstanz.ihk.de/innovation/umweltberatung/umw-umweltthemen/arbeitsschutz-und-arbeitssicherheit/betriebsbeauftragten-broschuere-1674712
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/ta-abstand-handlungsempfehlung-abstand-2019-12-18.pdf
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/ta-abstand-erlaeuterung-zu-handlungsempfehlungen-2019-12-18.pdf
https://www.risolva.de/de/dateien/dateien_news/ta-abstand-def-schutzobjekte-2019-12-18.pdf
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 Wie wirkt sich die angekündigte Teilfinanzierung der EEG-Umlage aus dem Bundeshaushalt beihilferechtlich aus? 

Im Zuge des Klimapakets wurde vereinbart, die EEG-Um-
lage durch Mittel aus dem Bundeshaushalt zu senken. Bei-
hilferechtlich gesehen, ist das aber keine triviale Angele-
genheit, wenn man davon ausgeht, dass das aktuelle EEG 
keine Beihilfe darstellt, da das Urteil des EuGH aus dem 
März 2019 darauf anwendbar ist. Die Stiftung Umwelte-
nergierecht hat ausgearbeitet, welche Möglichkeiten der 
Gesetzgeber hat, damit nicht das gesamte EEG eine Bei-
hilfe wird.  
 
Zur Senkung der EEG-Umlage sollen Mittel aus den Ein-
nahmen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) 
verwendet werden (siehe Beitrag unten). Die Mittel stehen 
nach § 10 Absatz 4 Satz 1 BEHG dem Bund zu, so dass die 
Auszahlung dieser Gelder nach Auffassung der Stiftung 
Umweltenergierecht immer eine Beihilfe nach Art 107 Abs. 
1 AEUV darstellen. Ob die Mittel direkt aus dem Bundes-
haushalt oder über den Umweg des Energie- und Klima-
fonds fließen, spielt dabei keine Rolle. Ein Transfer von 
Bundesmitteln in die EEG-Umlage würde mit einer sehr 
hohen Wahrscheinlichkeit, den EEG-Ausgleichsmechanis-
mus zu einer Beihilfe machen.  
 
 

Um die Gesamtinfizierung des EEG zu vermeiden, stehen 
laut Stiftung folgende Optionen  zur Verfügung: 
 
1. Aufteilung in ein EEG alt und ein EEG neu:  

Für neue Anlagen wird ein eigener Finanzierungsme-
chanismus geschaffen. Die Übertragungsnetzbetreiber 
erhalten einen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt für 
das EEG alt. Das EEG alt ist damit eine Beihilfe. Das 
EEG neu wäre beihilfefrei, wenn es sich an die Entschei-
dung des EuGH anlehnt. Neue europarechtliche Vorga-
ben müssten allerdings sowohl für das EEG alt als auch 
für das EEG neu umgesetzt werden, was den Aufwand 
erhöht. Eigenerzeugung und Besondere Ausgleichsre-
gelung (BesAR) würden beihilfepflichtig.  

 
2. Anlagen nach EEG 2014 und EEG 2017 aus der EEG-

Umlage nehmen:  
Für die Finanzierung solcher Anlagen würde sich nichts 
ändern, da diese bereits von der EU genehmigt sind. 
Das übrige EEG bliebe beihilfefrei. Eigenerzeugung und 
BesAR würden nicht beihilfepflichtig.  
 

3. Anlagen mit Inbetriebnahme vor dem EEG 2014: 
Würde die Finanzierungsgrundlage älterer EEG-Anla-
gen geändert, müsste die Kommission dies im Lichte 
der Beihilfeleitlinien von 2014 prüfen. Dies könnte zu 
Änderungen an den Fördermodalitäten der Anlagen 
führen.  

 
4. Besondere Ausgleichsregelung und/oder Eigenerzeu-

gung aus der EEG-Umlage nehmen 
Es würde ein neuer Kompensationsmodus für die be-
troffenen Unternehmen geschaffen, da die Unterneh-
men zunächst die volle EEG-Umlage zu tragen hätten. 
Die BesAR wäre damit in jedem Fall eine Beihilfe. Glei-
ches würde für die Eigenerzeugung/Eigenversorgung 
gelten, wenn diese aus der EEG-Umlage herausgelöst 
und die Unternehmen separat kompensiert würden. In 
beiden Fällen wäre eine Notifizierung in Brüssel not-
wendig. Daher sollten Änderungsnotwendigkeiten ge-
prüft werden, bevor BesAR und/oder Eigenerzeugung 
herausgelöst werden.  

 
Keine der Möglichkeiten ist damit trivial. Am einfachsten 
würde die Herauslösung der EEG-Anlagen, die unter das 
EEG 2014 bzw. 2017 fallen, funktionieren. Allerdings würde 
die Umlage nicht im politisch gewünschten Maße ab 2021 

http://www.risolva.de/
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2020/01/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_48_EEG-Umlagesenkung_Beihilfe-2.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2020/01/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_48_EEG-Umlagesenkung_Beihilfe-2.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2020/01/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_48_EEG-Umlagesenkung_Beihilfe-2.pdf
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sinken, da ein Großteil der Förderkosten vor dem Jahr 2014 
aufgelaufen ist. Quelle: DIHK 
 
 

 Senkung der EEG-Umlage schafft Probleme für BesAR*-Unternehmen 
* Besondere Ausgleichsregelung 

Die Einnahmen aus dem Brennstoffemissionshandelsge-
setz (BEHG) sollen zum Teil genutzt werden, um die EEG-
Umlage zu senken. Dies wird für Unternehmen zum Prob-
lem, wenn sie heute die Besondere Ausgleichsregelung 
des EEG in Anspruch nehmen und nur wenig über den je-
weiligen Schwellenwerten liegen. Mit den sinkenden 
Strompreisen geht der Anteil der Stromkosten an der 
Bruttowertschöpfung zurück, sodass Entlastungen gerin-
ger ausfallen oder wegfallen.  
 
Zwar ist die tatsächliche Höhe der EEG-Umlagensenkung 
derzeit nicht bekannt. Von mindestens 1,5 Cent/kWh kann 
aber ausgegangen werden. Durch die geringeren Strom-
kosten an der Bruttowertschöpfung besteht für die Unter-
nehmen das Risiko  

 vom Super Cap ins Cap, 

 vom Cap in die normale Reduzierung (15 Prozent der 
Reduzierung),  

 von der normalen Reduzierung in die Härtefallregelung 
(20 Prozent) und  

 von der Härtefallreduzierung in die volle Umlage zu fal-
len.  

 
 

Dadurch werden diese Unternehmen sowohl von höheren 
Strompreisen als auch durch steigende Brennstoffkosten 
getroffen. Durch den tendenziell steigenden staatlichen Zu-
schuss zur Umlage und durch die zu erwartenden rückläufi-
gen Auszahlungen an Anlagenbetreiber wird der Kreis der 
betroffenen Unternehmen anwachsen. 
 
Der DIHK bittet daher seine Kammerbezirke, mit den be-
troffenen Unternehmen in Kontakt zu treten, die in der Be-
sonderen Ausgleichsregelung sind, um deren Betroffenheit 
in Erfahrung zu bringen. Der DIHK möchte mit Zahlen an 
das BMWi herantreten, wie viele Unternehmen mittelfristig 
in Deutschland von höheren Strompreisen betroffenen sind.  
 
Da dieses Jahr noch eine EEG-Novelle ins Haus steht, be-
steht die Chance, bei ausreichender Zahlenbasis mit Sach-
argumenten Richtung Politik dafür zu werben, die Schwel-
len der Stromkosten zur Bruttowertschöpfung zu senken. 
Quelle: DIHK 
 
Gut möglich also, dass Sie demnächst von Ihrer IHK ange-
sprochen werden. 

 IHK-Kostenrechner Klimaschutzpaket aktualisiert 

Ab 2021 sollen die CO2-Emissionen im Verkehr und von 
Gebäuden bepreist und im Gegenzug die EEG-Umlage ab-
gesenkt werden. [Siehe neues BEHG vorne im Teil1 sowie 
die beiden Beiträge oben.] 
 
 

Mit dem Excel-Tool der IHK Lippe können Unternehmen 
einfach und schnell berechnen, wie sich das finanziell aus-
wirkt. Quelle: IHK Lippe 

 Austauschprämie für Ölheizungen beantragen und bares Geld sparen 

Der Austausch einer alten Ölheizung gegen eine neue, ef-
fizientere und klimafreundlichere Anlage wird ab Januar 
2020 mit der Austauschprämie für Ölheizungen gefördert. 
 
Wer seine Ölheizung durch eine Heizung ersetzt, die voll-
ständig mit erneuerbaren Energien betrieben wird - 
z.B. eine Wärmepumpe oder eine Biomasse-Anlage - kann 
einen Zuschuss in Höhe von 45 % der Investitionskosten 

Die novellierte Richtlinie des Marktanreizprogramms 
»Wärme aus erneuerbaren Energien« sieht neben der Aus-
tauschprämie für Öl weitere Verbesserungen vor. Auch für 
energieeffiziente und klimafreundliche Heizungen, die 
keine alte Ölheizung ersetzen, gibt es Investitionszu-
schüsse: 35 % für Heizungen, die vollständig mit erneuerba-
ren Energien betrieben werden, 30 % für Gas-Hybridheizun-
gen mit einem Erneuerbaren-Anteil von mindestens 25 % 

http://www.risolva.de/
https://www.detmold.ihk.de/hauptnavigation/beraten-und-informieren/energie/aktuelles/ihk-rechner-klimaschutzpaket-4540196


Infobrief  
Januar 2020 

 

 

© Das Urheberrecht des Risolva Infobriefs liegt bei der Risolva GmbH, Carl-Zeiss-Straße 18, 72555 Metzingen, www.risolva.de Seite 11 von 12 
Die vollständige oder auszugsweise Verbreitung des Textes zu kommerziellen Zwecken ist nur gestattet, wenn Titel und Urheber genannt werden. 
Stand: Veröffentlichungen, die bis 21. Januar 2020 online verfügbar waren  

erhalten. Für Gas-Hybridheizung mit einem Erneuerbaren-
Anteil von mindestens 25 % – z. B. über die Einbindung 
von Solarthermie – gibt es einen Investitionszuschuss von 
40 %. 
 

und 20 % für Gas-Brennwertheizungen, die auf die spätere 
Einbindung erneuerbarer Energien vorbereitet sind. Die För-
dersystematik des Marktanreizprogramms wird mit der No-
velle stark vereinfacht: die einheitlichen prozentualen För-
dersätze ersetzen die Festbetragsförderung mit einer Viel-
zahl verschiedener Bonusregelungen. 
 
Die Investitionszuschüsse für energieeffiziente und klima-
freundliche Heizungen können beim BAFA beantragt wer-
den. Quelle: Pressemitteilung des BAFA (gekürzt) 
 
 

 Chemikalienregulierung: ECHA kündigt Tool zur Onlinesuche für Unternehmen an 

Die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) kündigt an, 
im März 2020 für Unternehmen ein Onlinetool zur Verfü-
gung zu stellen, welches per Sucheingabe einen Gesamt-
überblick der Regulierung eines jeweiligen Stoffes in der 
EU bietet (sogenannter EU Chemicals Legislation Finder, 
kurz EUCLEF).    
 
 

Nach Angaben der ECHA soll EUCLEF Unternehmen, insbe-
sondere KMUs, dabei unterstützen, die Regulierung eines 
bestimmten Stoffes in der EU in Gesamtheit - sowie daraus 
erwachsende rechtliche Verpflichtungen - zu erfassen. Die 
legislativen Informationen sollen zunächst 40 Rechtsakte 
umfassen und laut ECHA in Zukunft weiteren Umfang ge-
winnen. Quelle: DIHK 
 
 

 REACH: Anforderungen für Nanomaterialien in Kraft getreten 

Am 01. Januar 2020 sind im Rahmen der Europäischen 
Chemikalienverordnung REACH neue Anforderungen für 
so genannte Nanomaterialien in Kraft getreten. Dazu hat 
die Europäische Chemikalienagentur ECHA neue Leitlinien 
als Hilfestellung für betroffene Unternehmen veröffent-
licht.  
 
 
 
 

Die ECHA weist darauf hin, dass betroffene Unternehmen 
ab dem 01. Januar 2020 im Rahmen der REACH-Verordnung 
zusätzliche Informationen hinsichtlich so genannter Nano-
materialien zur Verfügung stellen müssen. Diese Anforde-
rungen gelten für die Herstellung oder den EU-Import von 
Nanoformen von Stoffen, welche der Registrierungspflicht 
im Rahmen von REACH unterliegen. Maßgeblich für die Be-
stimmung von Nanoformen sind laut Mitteilung der ECHA 
entsprechende Definitionsempfehlungen der EU-Kommis-
sion. Mehr Informationen finden Sie auf der Seite der ECHA 
Quelle: DIHK. 
 
 

 REACH: Bevorstehende Einordnung von PFBS als SVHC 

Die ECHA plant die Einordnung von Perfluorbutansulfon-
säure und ihrer Salze (PFBS) als besonders besorgniserre-
gender Stoff (SVHC substances of very high concern) im 
Rahmen der Europäischen Chemikalienverordnung 
REACH. PFBS kommt etwa als Beschichtung zum Flecken-
schutz u.a. bei Textilien, als Flammschutzmittel oder in der 
Metallbeschichtung zum Einsatz.  
 
 

Die REACH-Kandidatenliste führt hinsichtlich menschlicher 
Gesundheit oder Umwelt besonders besorgniserregende 
Stoffe auf Die Aufnahme eines Stoffes führt zu rechtlichen 
Verpflichtungen für betroffene Unternehmen. Für Erzeug-
nisse mit mehr als 0,1 Gewichtsprozent dieser SVHC-Stoffe 
gelten etwa die Informationspflichten nach Artikel 33 der 
REACH-Verordnung. Quelle: DIHK 
 

http://www.risolva.de/
https://www.bafa.de/ee.html;jsessionid=5858D0E8148E3B90627DA02AAB5A2B67.2_cid387?nn=8065218
https://www.bafa.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/Energie/2019_21_gp_altmaier_austauschpraemie_oelheizungen_beantragen_bares_geld_sparen.html
https://newsletter.echa.europa.eu/home/-/newsletter/entry/which-pieces-of-eu-legislation-apply-to-your-substances-
https://www.echa.europa.eu/-/updated-guidance-for-registering-substances-in-nanoform
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 Ersthelfer sind umfassend abgesichert 

Wer anderen in einer Notlage hilft, steht unter dem Schutz 
der gesetzlichen Unfallversicherung! 
 
Der Spitzenverband der Berufsgenossenschaften und Unfall-
kassen, die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung erklärt: 
»Wer anderen Menschen in einer Notlage hilft, ist dabei um-
fassend abgesichert. Diese Menschen stehen unter dem 
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Wird die Person, 
die hilft, bei der Hilfeleistung verletzt, so hat sie Anspruch auf 
Leistungen nach Sozialgesetzbuch VII. Diese umfassen neben 
der Heilbehandlung und Rehabilitation auch finanzielle Unter-
stützung, zum Beispiel Verletztengeld für die Dauer einer län-
ger andauernden Arbeitsunfähigkeit. 
 
 

Als Verletzung gelten Körperschäden, aber auch unfallbe-
dingte Störungen der psychischen Gesundheit, zum Beispiel 
posttraumatische Belastungsstörungen (PTBS). […] 
 
Wichtig ist: Für Gesundheitsschäden in Folge der Hilfeleis-
tung gehen die Leistungen der gesetzlichen Unfallversiche-
rung grundsätzlich dem Opferentschädigungsgesetz vor. 
Dies schließt jedoch nicht aus, dass für Gesundheitsschä-
den, die nichts mit der Hilfeleistung zu tun haben, sondern 
mit der Tatsache, dass die hilfeleistende Person auch Opfer 
des eigentlichen Gewaltereignisses ist, Ansprüche nach Op-
ferentschädigungsgesetz (zukünftig SGB XIV) bestehen.« 
Quelle: DGUV (gekürzt) 
 
 

 Lüften leicht gemacht: eine kostenlose App gegen dicke Luft in Innenräumen 

Kopfschmerzen, Müdigkeit, Konzentrationsmangel, Leis-
tungsverlust - zu viel Kohlendioxid (CO2) in Räumen kann die 
Gesundheit beeinträchtigen. Das Institut für Arbeitsschutz der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA) und die Un-
fallkasse Hessen (UKH) haben deshalb eine App, den »CO2-Ti-
mer», entwickelt, die für jeden fensterbelüfteten Raum den 
richtigen Lüftungszeitpunkt und die optimale Lüftungsfre-
quenz ermittelt - in Schulen, Büros, Seminarräumen oder so-
gar in privater Umgebung. 
 

»Regelmäßiges Lüften ist die einfachste Schutzmaßnahme 
gegen die Effekte von zu viel CO2«, sagt Dr. Simone Peters, 
Gefahrstoffexpertin im IFA. »Das wird im Eifer des Gefech-
tes leider häufig vergessen, oder es wird einfach viel zu sel-
ten gelüftet.« 
 
Abhilfe soll der neue kostenlose CO2-Timer schaffen, den 
das IFA gemeinsam mit der UKH für Android und Apple ent-
wickelt hat. Aus Personenzahl, Aufenthaltsdauer und 
Raumvolumen errechnet die App die voraussichtliche CO2-
Konzentration und gibt an, wann und wie oft gelüftet wer-
den soll. Die ermittelte Zeit lässt sich als Timer setzen, der 
an die Lüftung erinnert. Quelle: DGUV 
 
Unter dem angegebenen Link finden Sie den QR-Code, der 
Sie direkt zur App führt. 
 

 Neue DGUV Publikationen 

Folgende DGUV Publikationen sind neu:  DGUV Information 205-033 »Alarmierung und Evakuie-
rung« 

 DGUV Information 208-001 »Ladebrücken« 

 DGUV Information 208-015 »Fahrzeughebebühnen« 

 DGUV Information 215-830 »Zusammenarbeit von Un-
ternehmen im Rahmen von Werkverträge« 

 

http://www.risolva.de/
https://www.dguv.de/de/mediencenter/pm/pressearchiv/2019/quartal_4/details_4_376258.jsp
https://www.dguv.de/ifa/praxishilfen/innenraumarbeitsplaetze/raumluftqualitaet/co2-app/index.jsp
https://www.dguv.de/ifa/praxishilfen/innenraumarbeitsplaetze/raumluftqualitaet/co2-app/index.jsp
https://www.dguv.de/de/mediencenter/pm/pressearchiv/2020/quartal_1/details_1_377742.jsp
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/regelwerk-nach-fachbereich/feuerwehren-hilfeleistungen-brandschutz/betrieblicher-brandschutz/3554/alarmierung-und-evakuierung
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/informationen/286/ladebruecken
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/informationen/446/fahrzeughebebuehnen
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/informationen/653/zusammenarbeit-von-unternehmen-im-rahmen-von-werkvertraegen?c=15
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